








üBER DIE FRAGE

On DER

WEIBILICEIEN

NACHKOMMENSCHAFT
DER

BEIDEN GEBRüDnErRE MARGGRAFEN FRIEDRICEI,
v

unD MAαα INRiit. Zun RRANDEN.-
BuRG  scuwaen,, vrr Aus DER EERRSCHAFT

sCnweDr ERAuSseuzAnIEMa SELDER zu

uul u
GILEICEEN THEILEN Zus TEnEN

Müssen

In einer zweifelhaften Sache, der billigsten
Auslegung folgen, ist am gerechtesten und
sichersten

ir

l. 198. ff. de Diversis regul. jur.

EERILIN, 1789.
CeDRuUCXT i DER XoniIGI. oEHEIM. oreRnornucuDRucdxrREI,





VORREDE.
LUie angezeigte Rechtsfrage sollte al-

lerdings nach den Gesetzen und deren
Analogie erörtert werden.

Allein jene sind darüber nicht vor—
handen, und es scheint die undankbar-—
ste Arbeit zu seyn, die unzähligen Aus-—
führungen der Rechtslehrer auszuschrei-
ben, und ihre ganz widersprechende
Meinungen zu vergleichen, da diese
gröstentheils auf besondere Faàlle gehen,
und ein jeder Fall, so wie auch der
gegenwärtge, doch immer aus gan?
verschiedenen Gesichtspunkten betrach-
tet werden muſs. Es hat daher dem
Verfasser zweckmäſsiger geschienen,
von dem gewöhnlichen Ton rechtlicher
Abhandlungen, da er ohnedem von ge-
richtlichen Geschàften längstens entfernt
ist, etwas abrugehen, und ihn mehr
nach der Sache, und nach der Sprache
zu stimmen, welche den hohen theil-—
nehmenden Personen am verständlich—
sten ist, und wodurch sie in Stand ge-

A 2



sezt werden, von ihren Rechten selbst
zu urtheilen. Er hat bloſs zur Absicht
gehabt, theils die Sache von der Seite
vorzustellen, von welcher sie einen
jeden, der die Irrgänge unbestimmter
Rechtssãtze nicht kennet, am leichte—
sten einleuchtet, theils eben dadurch
die Auſfmerksamkeit von zweifelhaften,
schwankenden, und wenigstens in der
Anwendunsg, otft ganz irrigen Grund-—
sätzen abzulenken, und sie vielmehr
auf den geraden Sinn, womit Menschen
und besonders hohe Personen, die Ge—
schäfte zu verrichten gewonhnt sind, zu
leiten.

Wenn dieser Zweck und sein herz-
ſicher Wunsch, daſs die Sache zur Zu—
friedenheit der hohen Theilnehmer
bald beigelegt werden möge, erreicht
worden, so wünscht er eben so aufrich-
tig, daſs die ganze Erörterung auch da—
mit vergessen seyn, und sie in dem juri-
stisch gelehrten Publicum, für welches
sie würklich nicht bestimmt ist, niemals
erscheinen möge.

Der VERFASsER.



8Naeh den tödtlichen Hintritt des Marg-

grafen Heinriehs, ist die Erage entstanden:
ob die von der Crone, für die Herr-
schaft Sehwedt, Vieraden, Wil-
denbrueh, und Zubehörungen, her-
auszugebende Kauf-Reluitions-Melio-
rations- und dergleiehen Gelder unter
die hohe weibliche Nachkommenschaft
der beiden Marggrafen Friedrich und
Heinrich zu gleichen Theilen, oder
den hohen Allodial-Erben des lezteren
allein anheim fallen miissen?

Es ist bekannt, daſs beiderseitige Er-
ben, von gemeinschaftlichen Stammeltern,
dem Churfiürsten Friedrich Wilhelm, und
dessen zweiten Gemahlin der Churfiirstin
Dorotheen und deren Sohn, dem Marg-
graf Philipp Wilhelm abstammen, und
mit diesem in gleichen Grade der Ver-
wandschaft, als Urenkelinnen und Enke-
linnen, stehen. Es ist aueh ferner bekannt,
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(66)
daſs der Churfiirst Friedrich Wilhelm mit
seiner Gemahlin, bei Gelegenheit des An-
kaufs der Güther Sechwedt und Viera—
den, unter den 28ten Junii 1670, durch
einen besondern Vertrag, zum Besten des
Marggraf Philipp, und seiner männlichen
Nachkommenschaft, das Recht der Erstge-
burt eingefiihret, und dieser Vertrag durch
den zwischen dem Churfürst Friedrich
III. und dem Marggraf Philipp, und
dessen fiinf Geschwistern, errichteten Thei-
lungs- Receſs vom 28ten Julii 1690 bestä-
tiget, noeh naäher bestimmt, und erweitert
worden ist, und es ist endlich bekannt, daſs
mit dem Marggrafen Heinrich nunmehr die
mannliche Nachkommenschaft des Chur-
fürsten Friedrien Wilhelm von seiner
2ten Gemahlin erloschen ist, und nur von
dem Marggrafen Friedri ch als ältern vor-
her verstorbenen Bruder

1) die vermahlte Prinzessin von Wür-

temberg;.
2) die vermählte Prinzessin Ferdinand

von Preussen, uncd
z) die verwittwete Landgräfin von Hes-

sen-Cassel K. H. K. H. K. H.
von dem gzulezt verstorbenen Marggrafen
Heinrich aber
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1) die Frau Aebtissin zu Herforden, und
2) die regierende Fürstin von Anhalt-

Dessau K. H. K. H.
als im Marggräflichen Hause noch geborne
Prinzgessinnen, ausserdem aber verschie-
dene in auswärtigen Fürstlichen Häusern
von der weiblichen Linie entsprossene
Descendenz verblieben sind.

Aller nahen und gleichen Anverwandt-
schaft, und aller von der Königlichen Com-
mission bisher riinmlichst angewandten Be-
miihungen ohnerachtet, hat dennoch, un-
ter denen von beiden Herren Gebriidern
herstammenden Prinzessinnen, über obige
Frage, noch keine gütliche Vereinbarung
statt finden wollen, vielmehr kömmt es nun
nach der lezten Verfigung vom Jten Junii
c. noch darauf an:

IJ. ob die Sache nach einem vorzulegen-
den rechtlichen Gutachten von Seiner
Königlichen Majestät unmittelbar, oder
in den gewölinlichen Instanzen erst
weitläuftig eingeleitet, und dann ent-
schieden werden solle?

II. Was von der streitigen Frage, nach
denen vorliegenden Vertragen, und
nach den Rechten, zu halten sey?
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68)
CADP. I.

Die Einleitung der Sache betreffend.

g. 1.
Bei der bekannten und geprüften Ge-

schicklichkeit aller Mitglieder der König-
lichen Gerichtshöfe, bei deren untadelhaf-
ten Rechtschaffenheit, und bei deren gera-
den und unerschütterlichen Sinn; ohne alle
persönliche Rücksichten und Verhãltnisse,
Recht zu sprechen, sollte es jeder Partey
nicht nur gleichgültis, sondern selbst wiin-
schenswerth seyn, bei Ihnen Recht zu neh-
men, und es wird sich ihrer Anleitung und
Ausspriüchen der erste Prinz vom König-
lichen Hause gewiſs so gern und vwillig
unterwerfen, als der geringste Unterthan,
wenn nur der Gegenstand des Streits nicht
Naus- und Familien-Sachen betrifft, und
die Personen von beiden Seiten nicht zu
der Koniglichen- und einer Familie gehö-
ren. Ist aber dieses leztere, so erfordert
es Würde und Anstand, daſs sich Erlauchte
Personen, (personae illustres) wann Sie
auch uneinig unter sieh sind, dennoch dar-
in in Ihren Gesinnungen und Verhalten von
andern Bürgern des Staats unterscheiden,
daſs sie nicht mit den Umschweifen gegen-
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einander streiten, welehe die Menge der
Personen und Sachen in einem Staate noth-
wendig gemacht haben.

Der König ist Gesetæzgeber und Richter
aller Seiner Vasallen und Unterthanen, und
Er hat allen Gerichtshöfen Seine Macht und
Ansehen iibertragen, weil Er nicht aller
Angelegenheiten kennen, beurtheilen und
entscheiden kann. Allein in Seiner eige-
nen Familie ist Er mehr, ist Haupt dersel-
ben, Kkennt deren Verhältnisse, Rechte,
und Verbindlichkeiten, kann sich leicht
davon unterrichten und entscheiden. Also
ist kein Grund abzusehen, warum ein Lan-
desherr der Rechte, die Er in Seiner Fa-
milie auszuiiben hat, sich entäussert, und
im allgemeinen ohne ausdriickliche Ver-
ordnung, Seinen Dienern iibertragen ha-
ben sollte.

G. 2.
Ein ausdriickliches Landes-Gesetz, daſs

die Königlichen Gerichtshötfe in Königli-
chen Familien-Sachen entscheiden sollen,
ist nicht vorhanden, und man würde sich
hierbey vergeblich auf das

Corp. Jur. Er. p. 1. Tit. J. h. 2.
beziehen, da theils aus der Verbindung
klar ist, daſs daselbst nur der Fall gemeinet
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sey, wann geringere Personen hohe Perso-
nen belangen wollen, theils aber dureh eine

so unbestimmte Verordnung alle bisherige
Gewohnheiten nicht aufgehoben werden
Kkönnen, vielmehr aus allen bei der neue-
sten Justitz-Reform geschehenen Erklä-
rungen, daſs alle iiberfliiſsige Formalitäten
abgeschnitten werden sollen, eine Bestaàti-
gung solcher Verfahrungs-Art, wobei sol-
ehe schon vorher nicht statt gehabt haben,
herzuleiten seyn mögte. So weit die Nach-
richten von dem jetzigen Königlichen und
Churhause reichen, wird sich kein Beispiel
ſinden, daſs in der Königlichen Familie ein
einziger Prozeſs von den gewöhnlichen Ge-
richtshöfen entschieden worden wäre, son-
dern es sind alle Sachen unter Königlicher

Auctoritãt vermittelt und abgethan worden.
Selbst die Haupt-Urkunde in der gegen-
wartigen Sache, der Erb-Receſs vom 28sten
Julii 1690 giebt davon ein Beispiel, da der
Churfirst Friedrieh III. vorzüglich als
Haupt der Familie, wie es die klaren Worte
besagen, daran Theil genommen hat. Ja
was noch mehr ist, alle vielfältige Streit-
sachen, welche leider zwischen dem Marg-
grat Priedrieh und Heinrich obge—
schwebt haben, besonders die wichtige
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und in facto würklich dunklere und weit-
laäuftigere Sache wegen Bisenbrow, sind
ohne alle prozgessualische Weitläuftigkei-
ten und ohne Instanz von dem damaligen
Cabinets und Justitz Ministerium ent—
schieden worden.

h. 3.
So ist auch aus den Bevormundungen
klar, daſs Personen der Königlichen Fami-
lie, in Familien-Sachen, den gewöhnlichen
Gerichtshöfen und deren Formalitäten nicht
unterworfen seyn, denn nie geschiehet
diese von den Vormundschafts-Kollegiis,
sondern von dem Könige Selbst.

J. 4.
In den deutschen Staaten, welche das

jus de non appellando nicht haben, kann
kein Mitglied der Fürstlichen Familie bei
dem Landesherrn und dessen Gerichtshö—

fen belanget werden.
Sind es gleiche Ftirstenmäſsige Personen,

so können sie auf Austräge provociren,
oder andern stehet der Recurs an die Kai—
serlichen und Reichs-Gerichte offen.

Dieses ſfindet in den souverainen Staa-
ten und in Churlanden nicht weiter statt.
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Aber sollen um deswillen Fürstenmaäſsige
Personen in Streitigkeiten unter sieh, den
gewõhnlichen Gerichtlichen und dem formel-
len Prozessualischen Verfahren unterworfen
worden seyn? Nein! statt dessen scheinet
in hiesigen und andern Landen die bestän-
dige Gewohnheit entstanden zu seyn, daſs
der Landesherr in solehen Fällen sich nach
den Rath seiner ersten Staatsdiener die Ent-
scheidung selbst vorbehalten habe, und in
der Maaſse, „so wie in andern deutschen
„Erbstaaten eine Comissio caesarea austre-
„Zalis statt hat, so in souverainen, und auch
„in Churlanden eine Comrnissio regia ele-
„ctoralis, zur Beilegung und Entscheidung
„in Streitigkeiten unter Fürstenmäſsigen
„Personen angenommen worden sey“,
wie dann in Absicht der Reichs-Gericlite,
nach der Tribunals  Ordnung in Cod. Fried.
Tit. VIII. G. 1. Klar ist, daſs dieses Höch-
ste Gericht in hiesigen Landen an jener
Stelle eingetfinret worden sey, folglich sich
in eben der Maaſse die Beibehaltung einer
gewissen Art von Austregal- Gericht für
Fiirstenmaſsige Personen gedenken läſst,
und diesen Gerichten daher das Kollegium
oder diejenigen Diener des Staats, welche
die auswärtigen, öffentlichen und Landes-
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Angelegenheiten unter sich haben, vorste-
hen miissen, mithin die Haussachen in der
Königlichen Familie besorgen, Testamente
und Verträge auf- und annehmen, die Erb-
schaften reguliren, unter ihrer Direktion,
bloſs wegen rechtlichen Raths, und gericht-
lichen Glaubens, Justiz Personen zuzie-
hen, Eheverträge schliessen, die Bevor-
mundungen fürstlicher Kinder verfügen,
und zu des Souverains-Bestätigung oder
Entschluſs befördern.

Dieses Verfahren ist um deswillen am
zweckmãſsigsten, weil eben dieses Depar-
tement nur allein die genaueste Kenntniſs,
von den Verhältnissen der Königlichen
Familie, von ihren Rechten und Verbind—
lichkeiten, haben kKann, und muſs, durch
ein Verfahren bei den gewöhnlichen Ge-—
riehtshöfen hingegen, dieses, aller bisheri-
gen Gewohnheit zuwider, von aller Theil-
nahme an Sachen, die ganz eigentlich zu
dessen Ressort gehören, ausgeschlossen
werden wiürde, zu weleher Abänderung
gleichwohl sich ein hinreichender Grund,
um so weniger gedenken läſst, da diesen
besondern foro personarum illustrium, und
Art von Austrägen in souverainen Staaten,
die Fiirstenmassige Personen sich nicht nur
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immer unterworfen haben, und auch jezt
unterwerfen miissen, sondern es auch wohl
der Miühe werth wäre, bei der künftigen Ge-
setzgebung hierauf noch weitere Rücksicht
zu nehmen.

W
Man sage nicht, daſs wenn eine Sache

ausser den vorgeschriebenen gesetzmãſsi-
gen Regeln des Prozesses, und ohne die
gewõönhnlichen Instanzen zur unmittelbaren
Entscheidung des Landesherrn befördert
werden solle, eine solehe Entscheidung auf
einen Machtsprueh hinauslaufen würde.
In diesen Zeiten, da alles nach ungezähm-
ter Freiheit strebt, erhebt freilich ein je-
der seine Stimme gegen Despotismus und
Machtspriiche, und sueht auch dem gerech-
testen Monarechen seine Macht und Anse-
hen zu entziehen, ohne den Unterschied
zwischen einen Despoten uncd Monarchen,
und zwischen einen willkihrlichen oft lei-
denschaftlichen, und einen überlegten Aus-
spruch, zu bedenken.

Es ist und bleibt ein Machtspruch eines
orientalischen Despoten, wenn Er aus Ei-
gensinn, oder Eigennutz, oder Partheylich-
keit, oder irgend aus Leidenschaft, unge-
hörter Sache iber das Leben und Eigen-
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thum Seiner Unterthanen willkiihrlich schal-
tet und waltet, aber es ist patriarchalische
Giite eines Monarchen, wenn Er als Vater
und Haupt Seiner Familie keinen Streit un-
ter ihnen seyn läſst, und wenn er entste-
het, ihn nach Seiner eigenen besten Ueber-

zeugung, nach sorgfaältiger Prüfung, und
nach den Rath Seiner treuen Diener, ohne
ermiidende Weitläuftigkeiten abthut und
entscheidet. Diese Macht stehet Ihm nach
allen natürlichen, göttlichen, und mensch-
lichen Gesetzen Zzu.

Die Beobachtung der Formalitäten ge-
hören nicht zum Wesen der Sache, sind
unter Seiner Würde, und Ansehen; wenn
Er als Vater und Haupt Seiner Familie han-
delt, und wenn Er anders handeln wollte,
wiürde der erste Grundsatz des Hauses,
daſs Er das Haupt der Familie sey, erschiit-
tert werden. Schon unter Privatpersonen
wiirden wir es einen Hausvater (einen Patri
familias) dessen Kinder unter vãterlicher
Gewalt stiinden, verdenken, wenn er diese
mit allen Formalitäten iiber ein Patrimo-—
nium, worüber er selbst disponiren könnte,
vor seine eigene Patrimonial- oder vor
fremde Gerichte streiten lassen, und nicht
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lieber selbst nach den Rath seiner Freunde
oder Diener entscheiden wollte.

g. 6.

Endlich kommt hier die Beschaffenheit
der Sache hinzu. Sie wird sich aus den
folgenden noch weiter erledigen, und jezt
ist davon nur so viel zu merken, daſs gar
keine zweifelhafte Thatsachen, welche ei-
ner weitläuftigen Erörterung, noch weni-
ger rechtlicher Ausfiihrungen in den Instan-
zen, bedürfen, vorhanden sind, sondern
es bloſs auf die Erklärung zweier Hausver-
träge ankommt, weleche Erklärung gewiſs
am besten geschieht, je weniger man dabei
an juristischen Vorurtheilen klebt, je weni-
ger man sich dureh ganz widersprechende
unzãhlbare Ausführungen der Rechtslehrer
irre fünren laſst, je mehr man hingegen den
geraden Sinn und Absicht der hohen Pa—
ciscenten vor Augen hat, und je mehr man
deutscher biederer Sitte und Billigkeit folgt.

g. 7.
Aus diesen Gründen, und hauptsãächlich

um nicht in der Königlichen Familie das
erste und unerhörte Beispiel einer Familien-
Streitigkeit, welehe zum Prozeſs gediehen,

Zzu
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zu geben, sind die Marggräflich Friedrich-
schen Erben geneigt, darauf anzutragen,
daſs zwar, wenn alle gütliche Verhandlun-
gen fruchtlos ablaufen sollten, die Herren
Commissarien von der Lage der Sache,
ohne erst noch weitere ganz überfliüſsige
Instruktions Termine anzuordnen, berich-
ten, alsdann aber die Sache von dem Ho-
hen Auswärtigen Departement und Justitz—
Ministerio in gemeinschaftliche Ueberle-
Sung gezogen, und Seiner Königlichen
Majestät als Haupt der Familie zur Ent-
scheidung vorgelegt werde.

CAP. II.
Was von der streitigen Frage nach den

vorliegenden Verträgen, und nach
den Rechten zu halten seyr

g. 1.
So wie im vorigen Abschnitt bloſs von

der Form und Einleitung zu einer endli-
chen und kurzen Entscheidung gehandelt
worden, so muſs man sieh nun zum We—
sentlichen der Sache selbst wenden. Die
sehon zu Anfange bestimmte Rechtsfrage,
scheinet freilich mit der seit einem Jahr-

B
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hundert von den deutschen Rechtslehrern

so weitlaäuftig erörterten:
ob in Stammgüthern, beim Abgang des
Mannstammes, die Töchter des lez-
tern Besitzers allein folgen sollen,
oder nicht?

groſse Aehnlichkeit zu haben. J

Allein so verschieden alle zufällige Din-
ge, und die Handiungen und Absiehten der
Menschen, auf dieser Weltisind, so sehr
verschieden ist auch der gegenwurtige Falt,
von allen denen, welche bis jezt erörtert
worden sind, so sehr verschieden, dalſs
nicht die geringete. Aehntichkeit übrig
bleibt, und alle Folgerungen daraus von
selbst wegfatlen. Es wiirde zu weitläuftig
und hier der Ort nicht seyn, die Geschichte
dieser Streitigkeiten zu erzahlen. Die ganze
Erzahlung wiirde doch nur einen traurigen
Abriſs enthalten, wie in Ermangelung eines
Gesetzes, dureh Zanken und Streiten keine
Sache heller gestellet werde, wie selbst in
der Hitze des Streits verniinftige und groſse
Manner, wie Senkenberg und Cramer sich
bis zum Schimpfen erniedrigen kKönnen, um
ihre Meinung zu behaupten, und wie
dureh alle die Sehaaren von Rechtsleh-
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rern*) und durech alle unzählbare Schriften
von Stryk, Cocceji, von Cramer, und Sen-
kenberg, und Pütter, wie gewöhnlich nichts
ausgemacht worden ist, vielmehr lezterer
nach allen dem Gezänke zugiebt:

daſs diese Frage noch nicht entschie-
den sey.

Piitter Elem. iur. Publ. G. G79.
VUnd wie sollte das auch möglich seyn?

da kein klares und bestimmtes Gesetz dar-
iüber vorhanden ist, und die widerspre-
chenden Meinungen der Rechtslehrer wohl

eine Sache zweifelhaft machen, aber nicht
entscheiden können.

g. 3.

Vergeblich würde man sich also darauf
berufen, und vergeblich glauben, daſs man
bei ein oder der andern Meinung mehr
Stimmen und Griinde vor sich habe, denn
es wiirde immer noch nicht folgen, daſs
eine gemeine Meinung die richtigste sey,
noch weniger, daſs sie auf den gegenwär-
tigen Fall passe.

B 2
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Alle die Erörterungen gehen, um es

kurz zu fassen,
entweder auf Erbfälle

unter regierenden deutschen Häusern,
und auf untheilbare Länder, worin die
Primogenitur eingeführet ist,

oder auf Lehne,
oder auf Fideicommisse

und wer siehet nicht sogleich ab, daſs von
allen diesen hier nicht die Rede seyn könne?

g. Z.
Denn bei dem ersten Fall haben die

Rechtslehrer die hauptsächlichsten Gründe
daher entlehnt, daſs die Länder nicht ge-
theilet werden, die Erbfolge wegen unend-
licher Verwirrungen nicht aus einer Linie
wieder in die andere iibergehen könne,
und aueh naech den Abgang des Mannstam-
mes, die Erbfolge in eben der Linie, von
welcher der lezt verstorbene gewesen, nach

der Primogenitur fortgesezt werden müsse.
Das ist aber alles hier der Fall nicht. Denn
obgleieh bis jezt die Primogenitur- Erbfolge
und Successio linealis bei den männlichen
Stamm in Absieht der Herrschaft Schwedt
selbst statt gehabt hat, so ist doch nach
den Verträgen klar, und eingestanden,
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daſs solehe nunmehr aufhört, daſs die Gü—-
ther selbst der Crone und Churhause an-
heim fallen, und hier nur von Geldern die
Rede ist, welche dafiir erstattet werden
sollen. Gelder sind die theiſbarste Sache,
sie können ohne MNachtheil bis auf Heller
und Pfennig getheilet werden, und es kann
in der Erbfolge nie eine weitere Verwir-
rung entstehen, weil beide Theile darin
einig sind, daſs von nun an ein jeder iiber
dasjenige, was er erhält, frey disponiren
könne, und weiter keine Einschränkung
statt habe.

ſ. 4

Der weitläuftige Streit über die Ver—
zichts- und Vorbehalts-Verträge der Töch-
ter auf den ledigen Anfall ist bekannt.

Er würde auf keinerlei Art und Vſeise
hieher gehören, da ein solcher Vertrag
nieht vorhanden ist. Allein man scheinet

sich anderer dabei angebrachten Gründe zu
Nutze zu machen, nemlich:

daſs nach deutschem Rechte in solchen
Stammgüthern die Töchter von Anfang
an kein Recht gehabt hätten, folglich,
aueh jeder Vorbehalt unniitz gewesen
wäre, und die Töchter des lezten Be-

B 3
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sitzers nur ledigliech ihr Recht, aus ei-
ner Art des Condominii mit ihm, und
wegen der nähern Verwandtsechaft er-
hielten.

Das ist hier nicht, denn die Töchter haben
alle gleiche Rechte an das Privatvermögen
der Churfiirstin, und das wurde ihnen, wie
unten näher gezeigt werden wird, nicht
entzogen, sondern dessen Genuſs nur ge-
hemmt.

g. Z.
Auf z2wey Gründe scheinen die Rechts-

lehrer sich noch besonders gestiüzt zu haben.

Einmal, daſs keinem, als dem Herrn
der Giüther gefolgt werden könne,
qui Dominus est, non in alios quam
suos transmittere potuerit

Senckenberg de renunc.
filiarum Cap. VI. h. 82.

Zweitens, daſs man das Recht zur Erb-
folge, und die Erbfolge-Ordnung sehr
wohl unterseheiden müsse.

Bei dem ersten Satz haben sie den Fall
zum voraus gesezt, daſs so wie Carl VI.
Herr der Oestereichischen Monarchie war,
so auech ein lezterer Besitzer der Herr sei-
ner auf seine nächste Erben zu übertragen-
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den Güither sey. Das ist aber hier wieder
nieht. Denn eines Theils war der Marg-
graf Heinrich nicht unumschränkter Herr
der Herrschaft Sehwedt, gewissermaſsen nur
bloſser Usufructuarius, und gleich mit sei-
nem Tode ging das völlige und auch niitz-
liche Eigentnhum der Herrschaft nicht auf
seine Erben, sondern an die Crone und
Churhaus iber. Die Güther gehörten nicht
zu seinem Vermögen, folglich auch nieht
zu seiner Erbschaft. Andern Theils ist hier
gar der Streit nicht iiber die Gither, und
über die Erbfolge in selbigen, sondern über
Gelder, die erst nach des Marggrafen To-
de, und zwar von einem Dritten heraus-
gegeben werden sollen. Diese waren nicht
in seinem Vermögen, er selbst hatte kein
Recht dazu, und konnte daher aueh keines
an seine Erben iibertragen. Man wende
nickt ein, daſs die Gelder an die Stelle der
Giither treten. Sie wirden dadureh doch
noch nicht zum Vermögen und Erbschaft
des Verstorbenen zu rechnen seyn. Denn
er hatte bei seinem Leben nicht das minde-
ste gegenwaärtige, ja weder er noch seine
Erben nicht einmal ein kiinftiges Recht, da

dieses erst mit seinem Todestage anfing,
und es bis dahin ungewiſs war, ob und wel-

B 4
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che Erben er verlassen wirde. Es war nur
immer eine Hoffnung, und kein Recht, noch
Realitãt.

Ueberhaupt kann keine Surrogation der
Gelder gegen die Güther hier statt haben,
da jene geständlich auf keine Art und Vſeise
die Natur und Eigenschaft der an die Crone
und Churhaus iübergegangenen Giüther wei—
ter annehmen, noch behalten sollen, und
wenn es Kklar ist, daſs die Gelder nicht zur
Erbschaft des lezt verstorbenen gehören,
sondern die Verbindlichkeit zu deren Er-
stattung gerade erst mit seinem Tode an-
fängt, so folgt von selbst, daſs sie ein vor-
behaltenes Patrimonium der Pamilie sind.

Weit gefehlt also, daſs jener Rechts-
satz den Marggräflich Friedriehschen Er-
ben entgegen stehen sollte, so folgt viel-
mehr alles daraus zu ihren Vortheil, weil
erwiesen ist, daſs die Gelder nicht zum
Marggräflich Heinrichschen Eigenthum und
Erbsechaft gehören, noch gehören können.

Der zweyte Satz, oder die Unter-
scheidung des Erbfolge -Rechts und Ord-
nung, scheinet an sich richtig zu seyn. Al-
lein diese muſs doch jenes immer voraus
setzen, und wenn nun nach den kurz vor-
hergehenden bewiesen ist, daſs die Gelder
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nieht zur Erbschaft des leztern Besitzers
Zehören, so ist auch keine Erbschaft, kein
Erbfolge-Recht und Ordnung denkbar, und
der hauptsächliehste Grund, warum nach
dem Pütter die Rechtslehrer diesen Unter-
sehied so wichtis und geltend machen,
beruhet bloſs wieder darauf, daſs es siche-
rer sey, und nieht zu so vielen Verwirrun-
gen Anlaſs gäbe, wenn sie vom lezt Ver-
storbenen hergeleitet wiirde, als wenn es
vom ersten Adquirenten geschahe, und fällt

offenbar wes.
Viele alte deutsche Hauser haben auch

selbst duren Observanzen und Verträge,
eine ganz andre und entgegengesezte Erb-
folge festgesezt und angenommen. Das
merkwiirdigste Beispiel davon ist in dem
uralten Hause Anhalt selbst, in welchem,
wenn eines von den vier regierenden Häu—
sern ausstirbt, alsdann die Lander nicht an
den naächsten und àltesten ungetheilt fallen,
sondern ohne Unterschied der Nahe der
Verwandtschaft unter alle iibrige Häuser
vertheilet werden, zum klaren Beweise,
daſs man aueh selbst in der Erbfolge von
Land und Leuten der damals noch unbe-—
kannten Meinung der Rechtslehrer nicht
gefolget sey.

B 5



(626)
g. 6.

Bei Lehnsgüthern haben die Rechts-
ſehrer fast dieselben Griinde angenommen,
um sien fiir die nächsten Erben des leze
tern Besitzers zu bestimmen. Aber auch
im gegenwärtigen Fall sind keine Lehn-
giither vorhanden, in welchen Successio
linealis noch weiter Platz greifen miiste.
Hauptsaehlich hat man sich auf die Erkennt-
nisse des Königlichen Kammergerichts in
der v. Guhlen und v. Flemmingschen Sache
bezogen. Diese können hier gar nicht in
Betrachtung Kommen, weil die Fälle ganz
und gar verschieden sind.

Denn in der
1sten Sache hatte der erste Erwerber aus-
driicklich festgesezt und bestimmt:

daſs die nächsten Erben 3. Rthl. erhal-
ten sollten.

So ists hier nieht bestimmt, vielmehr
sind im Allgemeinen alle Marggrafliche
Prinzessinnen berufen.

In der
2ten Sache waren in dem von Flemming-
schen Testament zwar

seine alsdann vorhandene Allodialerben
berufen. Allein zu geschweige, daſs aus
andern Irkunden noch naähere Umstände
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hervorgingen, und daſs der Testator seine
Töcehter fiir ausgestattet, und abgefunden
erklärte, ja sogar im Testament ihnen
alle weitere Anspriiche an den Giithern
entzog, so ist noch ein groſser und wesent-
licher Unterschied:

ob in dem PFall, alsdann vorhandene
Allodialerben,

oder in gegenwãrtigen Fall,
alsdann befindliche Marggräfliche Prin-
zessinnen,

genannt werden. Denn jener Ausdruck
kann freilich nur auf diejenigen gehen, wel-
che gerade zur Zeit des ledigen Anfalls
Allodialerben genannt werden konnten.

Bloſs die Erben des lezten Besitzers wa-
ren gerade zu der Zeit Erben, die andern,
waren es lange vorher gewesen.

Allein Margs räfliche Prinzessinnen
leidet die Einschränkung nicht, das sind
alle Prinzessinnen, welehe würklich im
Marggraflichen Hause geboren sind, und
gilt so gut von den Marggräflich Friedrich-
schen als Heinrichschen Marggräflichen
Prinzessinnen, denn beide sind es, und
werden sich verhoffentlich die Benennung
nieht streitig machen.
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Man setze einmal den Fall, der Gene-

ral-Feld-Marechal von Flemming hãtte statt

Allodialerben gesezt
die alsdann von Flemmings erzeugt
und deren Namen führten.

Müste dann das Erkenntniſs nicht ganz
anders ausfallen, und kKommt damit die all-
gemeine Benennung von Margsgräfliche
Prinzessinnen nicht iiberein?

In beiden, und besonders in der lezten
Sache beruhet der Haupt -Entseheidungs-
Grund aueh darauf:

daſs die Töchter, theils von dem er-
sten Adquirenten selbst, theils nach-
her weiter aus den Lehnen abgefunden
worden.

Auch das ist der Fall nicht, da die Prin-
zessinnen des Marggraf Friedrich nie einen
Pfennig zur Abfindung aus den Giithern
erhalten haben.

Diese Parjudicia können also hier gar
nieht angewandt werden, und auch über-
haupt niemals Gesetzeskraft haben.

F. 7.
Endlich gehen die Meynungen der

Rechtslehren auf Fideicommisse, und be-
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handeln dabei hauptsachlich, wie Pütter, J

und andere, den PFall:
daſs das Fideicommiſs würkliche alte
Stamm- und. Familien-Giither zum Ge-
genstand habe, daſs es noch weiter
fortdauern, und die Succession in eben
der Maaſse beibehalten werden solle.

Das macht einen sehr wesentlichen Un-
terschied. Denn in solehen Fall hat von
Anfang an, nach der Eigenschaft der Gü—
ther, der Mannsstamm den Vorzug gehabt,
sein Recht ist von einem zum andern, und
so bis zum leztern, ibergegangen. Dieser
hat ein völliges Erbrecht gehabt, und so.
hat er es auech auf seine nächste Erben
iübertragen. Diese musten die Giither eben
so wieder besitzen, als er, und so blieb bei
der beibehaltenen Erbfolge in eben der Li-
nie, den entfernten noch ihr Erbfolgerecht
vorbehalten. Allein wenn es keine Stamm-

güther seyn, wenn von Anfang an der gan-
zen Nachkommenschaft gleiche Rechte zu-
gestanden haben, wenn solche nur auf
bestimmte Falle gehemmt werden, wenn
die Bedingungen und das Fideicommiſs auf-
hören sollen, so würde ja mit der auf einer
Linie eingeschränkten Erbfolge, und daſs
diese nun das unumschränkte Eigenthum
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erhalten sollte, das Erbrecht aller andern
Linien aufhören. Das ist aber der Gedanke
der Rechtslehrer nicht gewesen, denn sonst
hãätte ihre beliebte Unterscheidung des Erb-
folgerechts und Ordnung nicht statt finden
können, weil sie, jenes entfernten Anver-
wandten abzusprechen, sich nicht getrau-
ten, sondern sie nur auf die natürliche Ord-
nung verwiesen, weleches überflüſsig war,
so bald ihr Recht ohnedem auf hörte, oder
wesfliel.

g. S.
Wenn nun nach allen diesen klar und

ausgemacht, und selbst von beiden Thei-
len eingestanden ist, daſs der Gegenstand
des gegenwartigen Streits von allen den
von den Rechtslehrern behandelten Gegen-
stäncten ganz verschieden ist, daſs es we-
der Stammgiither sind, welehe ursprüng-
lich dem männlichen Geschlecht nach deut-
scher Sitte gebiihret haben, daſs es keine
Lehne sind, worin noch fortdaurend eine
fideicommissarische Erbfolge nach der Li-
nie statt haben miiste; so frägt sieh vor
allen Dingen weiter: was es ursprünglich
kiir Güther gewesen seyn, und was nun
jezt eigentlich an deren Statt gegeben und
erstattet werden solle?
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Alle zur Herrschaft Schwedt gehörige
Giither sind. von der Churfürstin Dorothea
mit ihrem eigenen Gelde, und von ver-
schiedenen adelichen Besitzern, als ein
freies Eigenthum erkauft worden.

Das Amt Schwedt und Vieraden war
zwar ein Churfiirstlich Domainen-Amt ge-
wesen, aber auch einem Adelichen ver—
pfändet, und die vorige Eigenschaft dessel-
ben kann hier nicht in Betrachtung kom-
men, weil mit selbiger die Marggräfliche
Linie solches niemals hätte besitzen Kön—
nen, sondern es längstens hätte an das re-
gierende Haus kKommen miüssen.

iernach ist also ungezweifelt anguneh-
men, daſs wenn nicht andere Verträge ge-
macht worden wären, die von einer Mut—
ter mit ihrem eigenen Vermögen erkaufte
Güther bloſs erbliche und privat Giither ge-
wesen, worin alle ihre Kinder männlichen
und weiblichen Geschlechts hätten folgen
miüssen.

In wie fern nun diese ungezweitfelte
Eigenschaft der Giither, und die natürtiche
Erbfolge darin, durch Verträge abgeandert,
oder anders bestimmt worden, mufſs noch
nüher erörtert werden, genug, daſs vorerst



632)
Llar ist, wie beide urspringlich gewesen
seyn, und hätten seyn miissen.

g. 9.
In dem Kauf-Receſs vom 28sten Junii

1670 iiber Schwedt und Vieraden, war zwi-
schen dem Churfiirst Friedrich Wilhelm
und seiner Gemahlin der Vertrag errichtet,
daſs diese Gither und was noch erkauft
werden sollte,

dem erstgebornen Sohn und seiner
mãännlichen Descendenz allein verblei-
ben, und diese nach der Primogenitur

darin folgen sollte, so derselben
aber keine mehr vorhanden, so
daſs das Amt an Prinzessinnen
kommen und devolviret wer—
den mögte, alsdann soliten ihnen die
26500 Rthlr., nebst denen bei diecsem
Amte erweislichen Meliorationskosten,
insonderheit wenn einige liegende Gü—

ther, sie mögen Namen haben, wie
sie wollen, dazu adquiriret, in eben
solehen Preis wieder erstattet, und ehe

solehes geschehen, sie das Amt zu ver-
lassen nicht schuldis seyn, wenn aber
von unserer Hochgeliebten Gemahlin
mit uns erzeugten Nachkommen

keine
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keine mehr am Leben, alsdann soll
das Amt Schwedt an unsere Nach-—
kommen Churf iirsten zu Brandenburg
wieder gelangen und devolviret wer-
den.

Je õsſter, und je unbefangener man die-
se, den eigentlichen ledigen Anfall, oder
den Abgang des Mannstammes angehende
Stelle liest, je dunkeler, unbestimmter,
und widersprechender wird sie. Denn das
erste

wenn das Amt an Prinzessinnen fal-
len möchte,

kann man sich allenfalls doch mit dem fol-
genden

worin festgesezt wird, daſs es nicht
an Prinzessinnen in natura kommen,
sondern ihnen der Preis erstattet wer-
den sollte,

dadrireh vereinigen, daſs durch möchte
bloſs der Fall ausgedruckt werde, wie er
seyn Könnte, und alsdann folgt, wie
er seyn soll, oder es dann gehalten wer-
den solle.
Allein nachher wird nochmals wiederholt:

„wWwenn aber von unserer Gemahlin mit

„uns erzeugten Nachkommen keine
„mehr am Leben, alsdann &c. &c. &o.

8
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Wie ist dieses mit dem vorigen zu ver-

einigen, da ja schon die Prinzessinnen das
Amt nicht mehir haben sollen, und diese
gleiehwohl auehn Naehkommen waren.

Man kann von allen diesen unbestimm-
ten ganz allgemeinen Satzen keine andere
Ursach angeben, als daſs man sich in die
Lage der Hohen Paciscenten und des Ver-
fassers sezt, der, da nur erſt ein einjähriger
Prinæz vorhanden, und die Churfürstin der
Zeit wieder sehwanger, also man wegen
künftiger Falle noch in groſser: Ungewiſs-
heit war, sich im Grunde nur den einzigen
Prinæ dachte, nur fiir den sorgen wollte,
und alles iibrige als Nebensachen, die künf-
tig noeh näher bestimmt werden würden,
betraehtete.

Es ist auch selbst aus dem nachherigen
Erbreceſs von 1690 vermuthiieh, daſs die
Churfiirstin, wenn sie nicht durch einen
unvermutheten Todt überfallen worden
waãre, alles näher bestimmt haben würde,
weil in dem Zwisehenraum von i8 Jahren
in der Ehe sich Ihre Nachkommenschaft
noeh sekrr vermehirt, und ein jähriger Witt-
vwenstand manehe Imstaände verändert hat-
ten. Allein so starb sie ohne weitere Dis-
pposition, und verlieſs zu Intestat -Erben
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den Marggraf Philip Wiſlhelm, und noch
drei Prinzen und zwei Prinzessinnen.

J. 10.
Diese empfanden es bald, daſs der vo-

rige Vertrag Ihrer hohen Eltern, ihre Erb-
folge unter einander nicht genan bestim-
men könnte. Sie konnten sieh darüber
nicht vereinigen, bis endlich fast Jahr und
Tag nachher, unter Vermittelung des re-
gierenden Churfürsten Friedrich III., der
Erbreceſs vom 28ten Julii 1690 zwischen
dem Nlarggraf Philipp Wilhelm, seinen
drei Brüdern und zwei Schwestern zu
Stande kam.

In selbigen kömmt gleich anfänglich die
merkwürdige Stelle vor:

daſs die ganze Verlassenschaft in sechs
gleiche Theile zu vertheilen gewesen
seyn wiürde, wenn nicht die hine inde
vorgefallene Prätensiones solehe Por-
tion gehemmt, und zu anderweitiger
Eintheilung Anlaſs gegeben hãtte.

Hiernach wird die oben ſ. 8. enthaltene
Beliauptung gereehtfertiget, daſs schon die
ersten Paciscenten die Giither fiir bloſse
erbliche Privat-Giither, worin das weibli-
che Geschlecht hätte succediren können,

C 2
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gehalten haben, folglieh aueh nieht die
obige Meinungen der Rechtslehrer hierbei
statt haben, sondern vielmehr die

des Cocceji in dissert. de Renunciat.
rẽserv. filliarum illustrium.

h. 33.
wo er sagt:

in bonis ceteris mere haereditariis
privatis, quae tempore renunciationis
existere, in quae etiam ipsae, si iis

non renunciassent, dum successurae
fuissent, alia ratio est, in iis enim exi-
stente casu etiam cognatae collaterales
eum filia concurrunt, in ius pristi-
num regrediantur omnes, quae ex illo
parente ortae foeminae, quocunque sint
gradu pro modo suo in partem admit-

tuntur
und es ist dann nur ein Pactum de non pe-
tendo ante tempus eventum h. 65. wel-
che Art des Vertrages die Worte,

„daſs die Portionen nur gehemmt,
oder suspendiret, nicht aufgehoben,
aueh nur eine anderweitige Einthei-
Ilung auf eine bestimmte Zeit und Ber
dingung gemacht werden sollen,

in gegenwartigen Fall deutlich genug an-

zeigen.
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J. 11.

Naeh diesen Eingang des Vertrages wird
dann der Inhalt des Kaufrecesses vom 28sten
Junii 1670 kürzlich eingefiihrt, dabey aber
die Stelle desselben,

so daſs dieses Amt an Prinzessinnen
Kkommen und devolvirt werden mögte

und ferner die vom jure retentionis,
Sie das Amt 2u verlassen nicht ge-
halten seyn solle.

weggelassen.
Beide kommen auch in der Folge dieses

Vertrages sehlechthin nicht weiter vor, und
da wohl von selbst einleuchtet, daſs der
erstere Vertrag, je unbestimmter und un-
deutlicher er ist, lediglich aus den leztern
erkläret werden, und es nur auf diesen
hauptsãäehlich ankommen könne, so folgt
aueh, daſs alle Gründe, welche man aus
jenen Stellen hergenommen hat, um so
mehr wegfallen miüssen, als aus den nach-
folgenden nahern Bestimmungen der Grund
Kklar genug wird, warum die Paciscenten
solehe weggelassen haben, nemlich, weil
solehe zu der allgemeinen Bestimmung
und Berufung aller Marggräfllichen Prin-
zessinnen nicht mehr paste, und die Pacis-
centen sich den kiinftig möglichen Fall

C 3
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schon deutlicher dachten, daſs andere und
mehrere Marggräfinnen, als deren Erblas-
ser im Besitz der Giither gewesen, vorhan-
den seyn könnten, folglieh das jus reten-
tionis nicht statt haben könne.
Diese Weglassung begründet daher die

Behauptung der Berufung aller Marggrä-
ſinnen noch mehr, und es wird nieht ein-
gewandt werden können, daſs die Paciscen-
ten den ersten Vertrag nicht hätten abän-
dern, oder besser bestimmen können, da
der Marggraf Heinrich Erbe des Marggraff
Philipp, folglieh jener und dessen Erben
seine Verträge halten müssen.

g. 12.

Naceh Wiederholung des vorigen Ver-
trages folgt dann die nahere Bestimmung
der Primogenitur-Erbfolge unter den drei
Brüdern, und auf diese endlich die Ver-
ordnung auf den gänzlichen Abgang des
Mannstammes, dahin:

dafern aber naeh Gottes gnädigen Wil-
len sammtliche vorbenannte Marggra-
fen, und alle deren männliche Descen-
denz, mit Tode abgehen sollten, also
daſs keiner derselben mehr im Leben,
fallien zwar alle diese Aemter und
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Giither an das Churhaus Brandenburg
auf Art und Weise, wie in gedaehten

J Kaufrecęeſs mit mehrern enthalten, hin-
gegen aber die davon zuriickfallen-
de und vermöge gedachten Recelſs sti-
pulirtes Reluitions -Kauf-Meliorations-
und dergleichen Gelder stammen auf
die alsdenn befindliche Mars—
gräflicghe Prinzessinnen, und naeh
deren Abgang an die jetzige Hergogin
von Sachsenzeitz, und Prinzessin Eli-
sabeth Sophie, und deren Descendenz.

Dieses ist nun eigentlich die Stelle, auf
deren genaue Erwegung es bei der ganzen
Sache ankommt. Wenn man nun diese und
den ganzen Pall einem ganz unbefangenen
Menschen, der nach geraden Sinn, und oh-
ne juristische gelehrte Auslegungs-Wissen-
schaft urtheilen kKönnte, und wollte, vor-
legte, und ihn fragte:

wer soll die Gelder haben?
er wirde ohne Bedenken antworten:

es stehet ja klar darin, Marggrafliche
Prinzessinnen.

Frage; das ist wohl wahr; aber nun sind
Prinzessinnen von zwei Marggrafen, wo-
von einer eher als der andere gestorben

C 4
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ist, vorhanden, welehe von beiden sollen
sie haben, die leztern oder die erstern?

Antwort; man sage mir erst, wer waren
die beiden Marggrafen?

Antwort; es waren Söhne desjenigen,
der obigen Vertrag einging, beides Brüder
und Marggrafen.

Frage; also waren die Töchter von die-
sen beiden Briidern, Marggräfliche Prin-
zessinnen, von zweien Marggrafen er-
zeugt?

Antwort; ja!
Frage; erkennen sie sieh auch dafür,

und werden sie ihrer Geburt nach so
Zenannt?

Antwort; ja!
Frage; warum wollt ihr dann also nicht

alle gleich halten, da sie doch alle Marg-
grafliche Prinzessinnen sind und heissen?

Antwort; weil die Töchter des leztern
die nächsten Erben ihres Vaters seyn!

Frage; stehet dann irgend wo in dem
Vertrage, daſs nur die nächsten die Gelder
haben sollen?

Antwort: das wohl nicht, aber wir glau-
ben, es miüisse so verstanden werden.

Frage; hat denn der Vater dieser Töch-
ter den Vertrag gemacht?

R



Ga41)
Antwort; nein, sondern dessen Vater,

und der jetzigen Marggraäfinnen Groſsvater,
und seine Briider und Schwestern.

Frage; sind denn also die jetzige sümmt-
liche Marggräfliche Prinzgessinnen, demje-
nigen der den Vertrag gemacht hat, nicht
gleich nahe verwandt?

Antwort; allerdings!
Erage; wie könnt ihr denn von näheren

sprechen, wenn sie dem, der gesprochen
und geschrieben hat, alle gleich nahe seyn?

Antwort; wir meinen auch nur die Kin-
der des leztverstorbenen Vaters, daſs diese
dem naãher wãren.

Frage; aber hat denn dieser Vater da-
mals geschrieben und gesprochen?

Antwort; nein, das konnte er nicht,
denn er lebte noch niceht.

Frage; wie könnt ihr also glauben, daſs
sein Vater gerade an ihn und seine Töch-
ter, und zwar allein, denken sollte?

Antwort; wir glaubens, weil es so or-
dentlicher scheinet, wenn die Töchter auf
den Vater folgen.

Frage; worauf glaubt ihr dann; daſs
sieh diese Ordnung griinde, glaubt ihr et-
wa, der Groſsvater habe die Kinder seines

C 5
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leztern und jiingsten Sohnes, lieber geliabt,
als die vom Erstgebornen?

Antwort; das können wir nicht sagen,
denn der Groſsvater hat keine von seinen
Enkelinnen gekannt.
Frage; glaubt ihr also, daſs es seine
Absicht gewesen, einigen seiner Enkelin-
nen mehr zuzuwenden, als den andern?
Antwort; das können wir nicht sagen,

aber wir glauben, er habe gewollt, daſs die

Töchter ihren Vater, und nicht ihn beer-
ben sollten.

Frage; also glaubt ihr, er habe gewollt,
seine Enkelinnen Sollten die Vorsorge, die
er bei dem Vertrage gehabt, nicht ihm,
sondern nur dem Schiksal und ihren Vatern
zu verdanken haben?

Antwort; das können wir wol eben
nieht sagen, oder wir miisten inm alle Ei-
genliebe absprechen, und glauben, er ha-
be seine Erben einem Gliickspiel überlas-
sen wollen.

Frage; sagt mir, wenn geschrieben ste-
het: die Mensehen miissen sterben, glaubt
ihr, daſs nur immer die aältesten Menschen
sterben miissen?

Antwort; Nein, denn es ist niehts von
alten oder jungen gesagt!
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Frage; ist denn hier etwas, von vacnu-

srEn Marggräfinnen gesagt?
Antwort; Nein!
Nun so bleibt auech fein bei den Wor-

ten und ihren natürlichen klaren Sinn ste-
hen, buchstabiret keine Worte hinein, die
nicht da stehen, und gebt den Prinzessin-
nen, welehe Markgräfinnen seyn und heis-
sen, die Gelder. O! lieber Sokrates, wie
würdest du noch besser und eindringender
fragen, und ohne demonstrativischen Prunk

die Sache dadureh helle wie den Tag
machen!

Aber man muſs schon den gewöhnlichen
Wes weiter betreten, und zu beweisen
suchen.

g. 13.
Nachdem, wie im vorigen gezeigt wor-

den, nach dem Vertrage die Primogenitur-
Folge unter den Brüdern, und nach dem
Abgang des Mannstammes, die Erbfolge
der Töchter, in Absicht des Guthes Sehwedt
und anderer Güther, festgesezt war, so
wurde dann, welches man, als den zweiten

Theil des Vertrages ansehen Kann, die
Theilung des iibrigen Vermögens mit den
beiden Sehwestern reguliret. Man siehet,
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wie siech die Rathgeber hierbei mit dem
Gedanken von Reservationen der Töchter,
und von den Rückfaällen, welehe Rechts-
Materie zu der Zeit, wo möglich noch ver-
worner als jezt war, gequält haben, und
diesem ist gewiſs die Undeutlichkeit und
Dunkelheit dieses Theils des Vertrages zu-
zuschreiben.

Es wäre zu wiinschen, daſs in dem Ge-
heimen-Archiv, oder sonst noch die Acten
und sehriftliche Korrespondenz iiber die vor-
hergegangene Verhandlungen, oder aueh
das Concept des Recesses sieh auffinden
mõöchten. Zum Gliick hat alles das keinen

Zgeraden Einfluſs auf die gegenwärtige Sa-
che, allein so viel ist doch klar:

daſs aueh bei diesen Abschnitt des Ver-
trages die Nachkommenschaft der
Marggrafen immer allgemein berufen
werde.

Besonders merkwürdig aber ist die Stel-
le, wo wegen eines Anfalls von andern Gel-
dern ausdriicklich bestimmt wird,

„daſs die Herzogin und Prinzessin,
und deren Fürstliche Kinder primi
Zgradus, weiter aber nicht, in der
Succession pro rata mit zu admittiren,
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und denenselben eine portio virilis zu
Zönnen.

Nier ist der Fall ganz genau bestimmt,
und man Kkann also daraus immer so viel
schliessen, daſs sie sich auch die besondern
Fãlle gedacht, sie aber in Absicht der Gii-
ther eine solehe Bestimmung nicht gewollt
haben, vielmehr die ganze Absicht des Pri-
mogeniti Marggrafen Philipp Wilhelm bei
dem Vertrage hauptsaächlich nur dahin ge-
gangen sey, sich und seine Nachkommen-
schaft der Anspriiche Seiner Schwestern zu
entledigen, und allen, die von ihm und im
Margsgräflichen Hause geboren werden wiir-
den, die in Rede stehende Gelder zu glei-
chen Theilen zu versichern, weshalb er die
alsdann befindliche Marggräfliche Prinzes-
sinnen, im allgemeinen benannte, ohne da-
bei, wie in andern Fällen eine Linie oder
Grad der Verwandschaft zu bestimmen,
oder eine andere Bedingung und Eigenschaft
beizufiigen, als

Margsgräflich, das ist im Marggräfli-
chen Hause geborne Prinzessinnen.

Dureh welehe bestimmte Benennung er
sicher nur seine Schwestern, und deren
Kinder, welehe ausser dem Hause geboren
werden würden, ausschliessen wollte, da
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jene in dem Vertrag immer Herzogin und
Prinzessin genannt werden. Dalſs er aber
dadureh, oder auf irgend eine Weise einen
Unterschied unter seinen Enkelinnen hätte
machen, oder gar den Anfall auf die Töch-
ter des lezten Besitzers beschranken wol-
len, läſst sich nicht denken, da er noch
drei jiingere Brüder hatte, und vermuthen
Kkonnte, daſs aueh auf diese die Successio
Linealis iibergenen könnte, alsdann er
dureh eine genaue Bestimmung der näch-
sten Erben, seiner eigenen weiblichen
Nachkommenschaft Nachtheil gestiftet ha-
ben würde. Also war es seiner Absicht
gemãlſser:

es beim allgemeinen Ausdruek
zu lassen, alsdann, die Falle moehten kom-
men, wie sie wollten, seine weibliche Nach-
kommensehaft immer Theil nanm, wenn
sie nur die einzige Eigenschaft

von Markgraäflichen Prinzessinnen
hatten.

Die einzige Absicht gieng nach dem Zu-
sammenhang des Vertrages nur dahin, daſs

Prinzessinnen, die in weiterer Abstam-
mung der weiblichen Nachkommen-
schaft, ausser dem Marggraflichen
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Hause geboren, nicht von Marggrafen
erzeugt werden würden,

ausgesehlossen werden sollten, aber nicht,
daſs unter jenen, am wenigsten schon bei
seinen eigenen Enkelinnen, ein Unterschied
nach den Linien gemacht werden sollte.

Welcher Unpartheiische wird diese Ab-
sieht des ersten Paciscenten verkennen,
und wer wird Verträge anders als nach den
Sinn und Absicht, und Bewegungsgriinden
der Stifter derselben erklären, oder nach
willkiihrlichen Meinungen, Bestimmungen
hinein zwingen, die darin nicht von selbst
zu Tage liegen?

g. 14.
Der Vater unter den Rechtslehrern in

der Lehre von Fideicommissen.
Knypschild in Tract. de Fideicommissis

Cap. VIII. G. 274. seqg.
Zgiebt hierbei die gegriündete und vernünf—-

tige Regeln:
eine jede Disposition muſs nach der
Meinung und Liebe verstanden wer-
den, welche der Disponent gegen Per-
sdnen gehabt hat, und jede Disposition
muſs zum Vortheil derer eingeschrätikt
werden, welche er am meisten geliebt

hat,
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ferner:

das ist in zweifelhaften Fällen für dis-
poniret und ausgedrückt zu achten,

Wweoas wahrscheinlich die Disponenten,
wenn sie gefragt wiirden, antworten
würcen,

ferner:
es ist der natiirliche Wunsceh der El—
tern, daſs ihre Güther auf ihre Kinder
kommen,

ferner:
ich trete der Meinung desjenigen bei,
daſs Tõchter, die einmal ausgeschlos-
sen gewesen, nicht ewig ausgeschlos-
sen bleiben miüssen.

Hiernach frage man also, ob die Chur-
fürstin Dorothea, oder der Marggraft Phi-
lipp Wilhelm, ihre Urenkelinnen und Enke-

linnen, von dem Marggraf Friedrieh, oder
Heinrieh, mehr geliebt haben würden?

Sollte man sich eine Vorliebe gedenken,
miiſste man vielmehr glauben, sie würden
die Kinder des erstgebornen mehr, als an-
dere geliebt haben, aber umgekehrt läſst
sich keine denken, und man muls bei glei-

cher Abstammung aueh lieber gleiche Liebe
annehmen.

Wollte
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Wollte und könnte man ferner die Chur-

fürstinn Dorothea, und den Marggrafen
Philipp, fragen: wer die Gelder haben soll-
te? so wiirden sie ganz unbedenklich ant-
worten, alle unsere Urenkelinnen, und En-
kelinnen, welehe von Marggrafen unsern
Enkeln und Söhnen erzeugt worden. Und
wollte man sie weiter fragen: ob sie nicht
vielmehr die rechtliche Absicht gehabt hät-
ten, daſs die Kinder des lezt verstorbenen
ihren Vater allein folgen, und die Gelder
haben sollten? so würden sie antworten:
allerdings in den Githern, welehe er für
sich erworben hat, denn dariiber haben wär
niehts sagen können, noch wollen, aber
was von uns herkommt, da haben uns,
uns alle unsere Enkelinnen folgen sollen,
weil wir sie alle gleich lieb haben, veil
wir nur diesen natiirlichen Bewegungs-
grund, und gar keinen Begriftf,. von uns
ganz unbekannter, und in den Rechten
streitiger Erbfolge gehabt haben.

Ferner ist es der natirliche WVunseh der
Eltern, daſs ihve Güther auf ihre Kinder
kommen sollen, und hätte der Marggraf
Heinrich den Vertrag selbst gemacht, so
würde man freilich amehmen müssen, daſs
er sich ſeine Töchter und Enkeil gedacht,

D
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und sein Wunsch auf diese beschränkt wer-
den miissen. Allein er hat ihn nicht gemacht,

also sind hier die Churfürstin Dorothea,
und der Marggraf Philipp die Eltern, uncd
ihr Wunsch gehet auf alle ihre Enkelinnen,
die im Hause geboren, und kann nicht auf
einige derselben eingeschränkt werden.

J. 15.
Endlieh wenn das Verlangen der Marg-

graflich Heinrichschen Prinzessinnen statt
haben, und sie die Gelder nur allein haben
sollten, so würden die Marggräflich Fried—-—
richschen Erben davon auf immer ausge-
schlossen werden, und auf ewig allen An-
theil daran, alle Hoffnung, verliehren. Das
wäre hart, und stritte gegen alle Billigkeit,
und natürliche Rechte. Denn Sie, diese
drei Marggrafliche Prinzessinnen, sind so
wie jene, Urenkelinnen der Churfürstin,
und Enkelinnen des Marggrafen. Sie sind
im Margsgraäflichen Hause geboren, Sie sind
noch jezt, theils durch nähere Bande der
Verwandtschaft mit dem Koniglichen Hause
verbunden, und theils haben Sie solches
dureh Ihre Nachkommenschaft mit den
gröſsten Hausern Europas verbunden. Ihre
Prinzen dienen schon dem Staat, und durch



G51)
diese bleibt selbst ein Theil des Vermögens
derm Staat. Und und diese diese
Prinzessinnen! welehe von ihren eigentli-
chen Stamm Eltern noch nichts, noch ir—
gend von deren Vertaögen je eine Abfin-
dung erhalten, sondern bloſs ihre Eltern
beerbt haben, diese Prinzessinnen wollteé
man so gänzlieh ausschliessen, ohne allé
Hoffnung ausschliessen, und es dagegen
denen allein zuwenden, welchen in Absicht
des Vermögens, und Ihrer Versorgung, bei
Zar keinen, oder nur einen Nachkommen,
schon ein gliicklicher Loos getroffen, und
diese sollten nicht blos ihren Vater wie je-
ne beerben, sondern auech das durch Ihre
Stammmutter erworbene, und durch Ihre
Söhne bisher erhaltene Vermögen, allein
bekommen? Und wollten sich diejenigen,
die dazu riethen, der Gefahr aussetzen,
einem Theil ganz unwiederbringlichen Scha-
den und Nachtheil zuzufigen, wann sie
(nicht etwa einem klaren schon vorhande-

Gesetze, dann der Gesetzge—
ber die Härte veranworten müste) son-
dern einer bestrittenen ganz zweifellaften
schwankenden Meinung der Rechtslehrer
folgten? O! das kann, das wird kein Ge-
setzgeber, der nur über einen noch bis
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jezt unentschiedenen Fall ein Gesetz, eine
Entscheidung geben soll, das wird er, das
wird kein liebreicher Vater seiner Familie
zugehben.

Nein nein, ein jeder wird nach sei-
ner besten Ueberzeugung seine Stimme
dazu geben, daſs es am sichersten und ge-
rechtesten sey, die wonhlthãtigste Entschei-
dung zu waählen, und gleichen Anver-
wandten von gleicher Abstammung glei-
che Theile zuzuwenden.



A. ANZEICGE,
der über vorstehende Rechtsfrage

vorhandenen hesondren Schriſten.

Stryk de filia nobili renuneiante.
2) Knypschild de fideicommissis Cap. VIII.
3) Harprecht de regressu ad bona ab illu-

stribus praecipue filiabus renunciata.
O Cramer de Pacto hereditario renunciativo

filiae nobilis.
5) Idem de Renunciationibus, clausulis re-

servationis, harumque valore suc-
cessione hanoica.

6) Desselben wohlgegründete Gegendedue-
tion von der wahren Beschaffenheit des
Hanauschen Primogenitur-Rechts.

7) Desselben Wetzlarsche Nebenstunden
16ten Theil C. III.

s) Senckenberg de successione Filiarum in
regnis principatibus, de succes-
sione austriaca.
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9) Idem de Jure suecedendi proximioris
feminae prae remotiore occasione suc-
cessionis hanoicae.

10) Nettelbladts Hallische Beiträge zur ju-
ristisch gelehrten Historie Tom. I.

11) Coccejii de Renunciationibus filiarum
illustrium.

12) Hellefeldt de sucecessione illustrium tan-
quam privatorum in Allodia.

13) Madihn de effieacia pacti familiae illu-
stris agnato remotiori ius succedendi
tribuendi.

19) Oelrichs de jure ordine succedendi
Collateralium in feudis bonis stem-
maticis.

15) Gmelin und Elsaſser gemeinnützige ju—
ristische Beobachtungen ter Band.

16) Pütters auserlesene Rechtsfälle P. II.
17) Idem de jure privato principum.
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